
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik

ELFRIEDE REGELSBERGER

Spätestens seit den Europäischen Räten des Jahres 1999 ist die EU-Terminologie
um ein weiteres Kürzel reicher: (G)ESVP, (Gemeinsame)' Europäische Sicherheits-
und Verteidigungspolitik, dokumentiert die feste Entschlossenheit der 15, die
„Fähigkeit" der Union zur militärischen und nicht-militärischen Krisenbewältigung
auszubauen.2 Die allgemein zu Recht als historisch bewertete Grundsatzentschei-
dung3 fußt auf der im Kosovo-Krieg erneut zu Tage getretenen Erkenntnis, dass es
den Europäern an militärischen Kapazitäten fehlt und sie nur unter Rückgriff auf
NATO- und amerikanische Ressourcen in der Lage sind, ihrem umfassenden An-
spruch eines Krisenmanagers gerecht zu werden. Entscheidend beschleunigt, wenn
nicht sogar erst ermöglicht, wurde der Diskussionsverlauf durch die Kehrtwende in
der britischen Politik, die maßgeblich darauf fußte, dass Großbritannien durch seine
Nicht-Teilnahme an der Wirtschafts- und Währungsunion seine Isolation überwin-
den und durch eigene Vorschläge auf der europäischen Bühne wieder präsent sein
wollte.4

(G)ESVP - institutionelle Komponenten

Das ehrgeizige Programm der 15 zum Ausbau ihrer Fähigkeiten im militärischen
Konfliktmanagement beinhaltet einerseits, dass die EU-Staaten ihre militärischen
Mittel und Fähigkeiten - u.a. Aufbau einer schnellen Eingreiftruppe von 60.000
Mann basierend auf konkreten Planzielen und kollektiven Fähigkeitszielen, Aufbau
einer strategischen Transportkomponente, strategische Aufklärungskapazitäten,
verbesserte Führungssysteme, Weiterentwicklung des Eurokorps, Zusammenarbeit
der europäischen Rüstungsindustrien und harmonisierte Rüstungsbeschaffung -
verbessern.5 Andererseits halten die 15 im institutionellen Bereich eine deutliche
Verstärkung auf folgenden Ebenen für erforderlich: Beteiligung der Verteidigungs-
minister an Sitzungen des Rates (Allgemeine Angelegenheiten) im Falle von
(G)ESVP-Materie.6 Mit dieser Formel dürfte das Festhalten am einheitlichen insti-
tutionellen Rahmen gewährleistet sein und früheren Überlegungen, eine eigenstän-
dige verteidigungspolitische „vierte Säule" zu etablieren, eine Absage erteilt wor-
den sein; wenngleich die GASP-Praxis zumindest in der momentanen Phase des
Übergangs die unter österreichischer Präsidentschaft 1998 eingeführte Gepflogen-
heit informeller Treffen der Verteidigungsminister der EU-Mitgliedstaaten fort-
setzt,7 die etwa eine Beteiligung von Kommissionsvertretern bisher nicht vorsieht.
Die Tatsache, dass die (G)ESVP unter der Ägide der Außenminister bleibt und
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(noch) nicht in der Verantwortung einer Ratsformation in der Zusammensetzung
der Verteidigungsminister liegt, dürfte sowohl den Interessen der neutralen und
ungebundenen Staaten entgegenkommen, wie auch Ausdruck des zeitgleich mit der
(G)ESVP diskutierten Bedürfnisses der 15 sein, die Arbeitsweise des Rates effi-
zienter zu gestalten. Wozu u.a. die Reduktion der Anzahl der Ratsformationen auf
maximal 15 gehört sowie die zentrale Verantwortung des Rates „Allgemeine Ange-
legenheiten" für Kohärenz und Koordination der EU-Politik.8

Die Struktur der GASP (nach den Beschlüssen von Helsinki im Dezember 1999)
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Die im Zuge der (G)ESVP von den 15 beschlossene Verstärkung des Rats-Unter-
baus soll über einen Ausschuss für politische und Sicherheitsfragen (APS)9 erfol-
gen, der - besetzt mit „hohen Beamten/Botschaftern" - als Interimsausschuss unter
der Leitung des bisher bestehenden Politischen Komitees agiert,10 um dann nach
Abschluss der für Ende 2000 unter französischem Vorsitz zu besiegelnden Regie-
rungskonferenz als ständiges Gremium in gleicher Besetzung wesentliche Funk-
tionen der Politischen Direktoren übernehmen soll. Dies könnte eine Lesart der
Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Helsinki sein, zumal wenn man
berücksichtigt, dass sich der ständige Ausschuss für politische und Sicherheits-
fragen, ursprünglich ein britisch-italienischer Vorschlag, umfassend „mit allen As-
pekten" der GASP befassen und im Falle eines militärischen Krisenmanagements
unter der Aufsicht des Rates Kontroll- und Leitungsfunktion übernehmen soll. In
diesem Falle dürfte eine entsprechende vertragliche Anpassung, etwa des Art. 25
EUV, der die Aufgaben des Politischen Komitees umreißt, erforderlich werden" -
vorausgesetzt, die bisher an zentralster Stelle der GASP agierenden Politischen
Direktoren, die übrigens ebenso wie die Außenminister ihre Arbeit in „Brüssel"
durch die (G)ESVP als aufgewertet und attraktiver betrachten dürften, sind zu
einem solchen gänzlichen Rückzug aus der GASP bereit. Zwar ist es richtig, dass
sie sich - bereits heute - durch regelmäßige Treffen ihrer Stellvertreter in Brüssel
entlasten, ohne sich allerdings der Kernaufgaben, wozu die (G)ESVP gehören dürf-
te, entledigen zu wollen. Sollte der APS nach der Interimsphase tatsächlich als
Politisches Komitee in dessen gegenwärtiger Ist-Form kreiert werden, dann sind
jene Überlegungen eher fragwürdig, wonach ein klares Hierarchie-Verhältnis zwi-
schen APS und dem Ausschuss der Ständigen Vertreter als dem zentralen Koordi-
nierungsgremium des Rates12 zu etablieren ist. Eine solche Konstruktion würde eher
eine Komposition des APS mit hohen Beamten bzw. Diplomaten unterhalb des
Ranges der Ständigen Vertreter implizieren, die - um dem Ziel einer ständigen
Präsenz und Kontinuität in der GASP gerecht zu werden - in den Ständigen Vertre-
tungen der einzelnen Mitgliedstaaten angesiedelt sein müssten und einer entspre-
chenden Weisungsbefugnis unterlägen. Wieder andere Denkmuster scheinen sich
am Botschafterrat der NATO zu orientieren, wobei sich auch in diesem Falle die
Frage des in der Vergangenheit zuweilen gespannten Verhältnisses von ASTV und
Politischem Komitee11 und dem APS unmittelbar stellen würde und zu klären blie-
be, ob man auch dem NATO-Modell eines permanenten Vorsitzes folgen will.

Weniger unklar und weniger kontrovers scheint dagegen die Gründung des
Militärausschusses (MA) zu sein, der sich in der Übergangsphase aus den militäri-
schen Delegierten der Stabschefs und in seiner ständigen Version dann formal aus
den Stabschefs selbst zusammensetzt. Er hat sich mit den militärischen Aspekten
der Ausführung der Petersberg-Aufgaben zu beschäftigen und ist hierarchisch als
militärisch beratendes Gremium gegenüber dem APS sowie als Leitliniengeber für
den ihm zuarbeitenden Militärstab (MS) einzuordnen. Letzterer ist nicht als eigen-
ständiges Gremium zu verstehen, sondern Teil des Ratssekretariates, zumindest in
der ab März 2000 geplanten Interimsperiode.14
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Mit dem ausdrücklichen Hinweis auf die Etablierung der neuen Gremien „inner-
halb des Rates" ist davon auszugehen, dass ihre Organisation und Arbeitsweise dem
üblichen GASP-Muster folgen, d. h. das Prinzip der sechsmonatigen Rotation im
Vorsitz übernehmen und nicht, wie zumindest für den APS in seiner endgültigen
Version von einigen angedacht, bisher jedoch noch nicht abschließend entschieden,
eine andere, auf längere Fristen angelegte Konstruktion - etwa den Generalsekre-
tär/Hohen Vertreter für die GASP - vorgesehen ist.15

Der acquis politique - Handlungsfelder und Instrumente

Das Spektrum der außenpolitischen Themen- und Handlungsfelder der 15 umfasst
traditionell sowohl die geographische Nachbarschaft der EU wie Ereignisse in
anderen Teilen der Welt.16

Besonderes Augenmerk richten die 15 dabei seit Jahren auf die Einhaltung der
Menschenrechte. Dies geschieht zum einen durch die Definition von Grundsatz-
positionen - etwa zur Abschaffung bzw. Ächtung der Todesstrafe - und deren
Geltendmachung in internationalen Gremien, insbesondere den Vereinten Nationen,
wie auch in Form konkreter Interventionen - auf vertraulichem Wege, aber auch
öffentlich deklariert,17 wobei es sich dabei um einen zuweilen mühsamen internen
Abstimmungsprozess handeln kann.18 In diesen Komplex von GASP-Aktivitäten
gehört auch der 1999 erstmals verabschiedete Menschenrechtsbericht,19 mit dem die
traditionell auf das diplomatische Parkett orientierte GASP neue Wege geht, inso-
fern als gezielt der Dialog mit Nichtregierungsorganisationen im Bereich der
Menschenrechte gesucht wird. Auffällig bei den zahlreichen Interventionen zum
Schutz menschlichen Lebens ist die regelmäßige Verurteilung von Hinrichtungen -
1999 etwa in Uganda20 und auf den Philippinen21. Anders als früher nehmen die 15
dabei keine Rücksicht mehr auf die Politik von verbündeten und befreundeten
Staaten, wie ihre öffentliche Kritik an Hinrichtungen etwa in den Vereinigten
Staaten, demonstriert.22

Eine andere wichtige und allgemein als erfolgreich geltende Facette des gemein-
samen Agierens der 15 ist traditionell die GASP in den Vereinten Nationen.23 Sie
manifestiert sich besonders deutlich während der jährlichen UN-Generalver-
sammlung in mehr als einhundert gemeinsamen Erklärungen, die vom Vorsitz im
Namen der 15 abgegeben werden, basierend auf intensivsten Abstimmungen der 15
„vor Ort", und in einem einheitlichen Stimmverhalten, das bei den als besonders
kontrovers geltenden und deshalb zur Abstimmung vorgelegten Entschließungen
bei beachtlichen 85% liegt.24

Im sicherheitspolitischen Komplex im weitesten Sinn, dessen Bilanz für die
GASP allgemein als relativ gut gilt, sind u.a. das seit Jahren konstante Werben der
15 für die Nichtverbreitung von Nuklearwaffen,25 die Ächtung von biologischen
und Toxinwaffen und das baldige In-Kraft-Treten des Vertrages über ein umfassen-
des Verbot von Nuklearversuchen zu nennen. Ferner hat man sich neben den seit
Jahren bestehenden und in Form gemeinsamer Aktionen ständig aktualisierten Aus-
fuhrkontrollen für Güter mit so genanntem „doppelten Verwendungszweck" 1998
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auf einen Verhaltenskodex für Waffenexporte verständigt. Der 1999 erstmals prä-
sentierte Bericht über die Ausfuhr bzw. das Aussetzen von Waffenlieferungen in
Drittländer aufgrund gemeinsam entwickelter Standards der GASP, wie Missach-
tung von Menschenrechten, Verbot von Waffenausfuhren in Spannungsgebiete,
wird im Kreis der 15 durchaus als positiv bewertet, Skeptiker kritisieren die recht-
liche Unverbindlichkeit und die Einigung auf den kleinsten gemeinsamen Nenner.26

Übersicht wichtiger GASP-Beschlüsse 1999

Stellungnahmen

gemeinsame Standpunkte

gemeinsame Aktionen

gemeinsame Strategien

123

35

20

2

Wesentlicher Bestandteil des GASP-acquis sind ferner die mit dem Vertrag von
Maastricht neu eingeführten Instrumente des gemeinsamen Standpunktes und der
gemeinsamen Aktion. Nach anfänglichen Unklarheiten über den „richtigen" Ein-
satz, der auf mehr Sichtbarkeit und konkreteres Handeln orientierten Instrumente,
kommen sie mittlerweile stringenter zum Einsatz. So dokumentieren gemeinsame
Standpunkte ganz überwiegend die Sanktionspolitik der EU gegenüber einzelnen
Staaten, allen voran der Bundesrepublik Jugoslawien.27 1999 betrafen sie ferner die
Einleitung restriktiver Maßnahmen gegen Indonesien und die schrittweise Aus-
setzung der Sanktionen gegenüber Libyen im Zuge der Normalisierung der Bezie-
hungen EU-Libyen.28 Gemeinsame Aktionen haben das konkrete Tätig werden der
15 in besonderen Krisensituationen zum Inhalt. Der Schwerpunkt liegt dabei ein-
deutig auf dem europäischen Engagement in unmittelbarer Nachbarschaft der EU,
manifest 1999 etwa am Wiederaufbau funktionierender Polizeikräfte in Albanien,
an der Ernennung eines EU-Sonderbeauftragten für das Kosovo und des Koor-
dinators für den Stabilitätspakt für Südosteuropa sowie die Durchführung einer
Tagung zur Installation desselben oder an der Fortsetzung des Hilfsprogrammes der
EU für die palästinensische Autonomiebehörde. Charakteristisch für diese Art der
gemeinsamen Aktionen ist ferner, dass es sich dabei üblicherweise um finanzwirk-
same Beschlüsse handelt, die in der Regel über den Gemeinschaftshaushalt gedeckt
werden müssen. Die gerade darin zum Ausdruck kommende „Nähe" von GASP und
Gemeinschaftsgefüge ermöglicht es den 15, ihre Politik sichtbarer, vielleicht auch
glaubwürdiger und kohärenter zu verfolgen.
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Der Vertrag von Amsterdam - erste Erfahrungen

Die für den Beobachter vielleicht auffälligste Neuerung seit In-Kraft-Treten der
neuen Vertragsbestimmungen am 1. Mai 1999 betrifft des Amt des Hohen Vertreters
für die GASP. Mit der Ernennung des ehemaligen NATO-Generalsekretärs, Javier
Solana,29 haben sich die 15 nach monatelangem Tauziehen auf eine Persönlichkeit
mit ausgeprägtem politischen Profil verständigt. Der Beschluss trägt maßgeblich
die „Handschrift" der großen Mitgliedstaaten, die - ein traditionelles französisches
Anliegen - sich hiervon die erwünschte Sichtbarkeit und Kontinuität in der Außen-
darstellung erhoffen, unausgesprochen insbesondere dann, wenn kleinere Mitglied-
staaten den Vorsitz innehaben. Offensichtlich sind sie dazu bereit, dem Hohen
Vertreter für die GASP über die bisherige Vertragskonstruktion hinaus noch weiter-
gehende Zuständigkeiten zu übertragen,30 wobei die französische Präsidentschaft
im zweiten Halbjahr 2000 hierfür weitere Anhaltspunkte liefern könnte.

Soweit die wenigen Monate Beobachtungszeitraum erste Schlüsse zulassen, ge-
nießt Solana das Vertrauen der 15 und versteht es, so auch die offizielle Einschät-
zung der portugiesischen Präsidentschaft zu Beginn des Jahres 2000, unterstützend
für den Vorsitz tätig zu sein. Dabei scheint - zumindest im Selbstverständnis des
Hohen Vertreters und des ihm zuarbeitenden Teams der Strategieplanungs- und
Frühwarneinheit - die ursprünglich im Vertrag angelegte „dienende" Funktion31 auf
ein arbeitsteiliges und dem Hohen Vertreter einen gewissen Freiraum einräumendes
Management der GASP zuzulaufen. Solanas bisherige zahlreiche außenpolitische
Auftritte - u.a. im Nahen Osten (zusammen mit dem portugiesischen Ratsvorsit-
zenden),32 trilaterale Gespräche mit der Opposition in der Bundesrepublik Jugosla-
wien und US-Vertretern,33 Aufenthalt im Kosovo,34 Gespräche mit den Außenminis-
tern der Länder des Stabilitätspaktes,35 sein Mandat anlässlich des Europäischen
Rates von Helsinki, zusammen mit dem für die EU-Erweiterung zuständigen Kom-
missar Verheugen nach Ankara zu reisen,36 Erkundungsmission auf die Philippinen
aus Anlass der Geiselnahme von Europäern37 - signalisieren seine direkte Einbin-
dung in die interne GASP-Entscheidungsfindung. Auch in der europäischen Presse
und Öffentlichkeit hat die GASP mit Solana überaus schnell die immer wieder
geforderte Identifikationsfigur erhalten.38 Das von nicht wenigen als potenziell kon-
fliktreich bezeichnete Verhältnis zwischen dem Hohen Vertreter und dem für die
GASP zuständigen Kommissionsmitglied für Außenbeziehungen stellt sich gegen-
wärtig als eine von Solana wie Patten bewusst gepflegte Kooperation dar, wobei
immer wieder darauf verwiesen wird, dass die persönliche „Chemie" zwischen den
Verantwortlichen eine maßgebliche Rolle spiele, was umgekehrt zu der Annahme
berechtigt, dass bei anderen Beteiligten die der Konstruktion inhärenten institutio-
nellen Spannungen39 zum Tragen kommen dürften.

Die mit dem Amsterdamer Vertrag ebenfalls neu geschaffene Strategie-, Pla-
nungs- und Frühwarneinheit, die in unmittelbarer Verantwortung des Hohen Ver-
treters für die GASP steht, ist ebenfalls in hohem Maße in das GASP-Alltagsge-
schäft eingebunden. Die als Arbeitsstäbe („Task Forces") flexibel organisierten
Kleingruppen sind, orientiert an dem dem Hohen Vertreter für die GASP übertra-
genen Mandaten, direkt an der Aufarbeitung von Optionen zentraler Politikfelder
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der GASP - wie das ehemalige Jugoslawien, die (G)ESVP,40 die EU-Politik in der
Region Große Seen41 - beteiligt. Dies erfolgt, nach Einschätzung von Beteiligten in
enger Abstimmung mit der Präsidentschaft, während offensichtlich noch Reibungs-
verluste und Koordinierungsbedarf zwischen der „Policy Unit" - so die von ihren
Angehörigen bevorzugte Bezeichnung,42 während das Element der Planung unter
Hinweis auf das „Schicksal" nationaler Planungsstäbe in den Außenministerien
eher ignoriert wird - und den „alten" GASP-Referaten in der Generaldirektion E
des Generalsekretariates bestehen. Innerhalb der Strategieplanungs- und Frühwarn-
einheit gibt es ferner ein Lagezentrum mit einem 24-Stunden-Service zur GASP der
pikanterweise als erstes von der stets nach der „europäischen Telefonnummer" fra-
genden amerikanischen Regierung getestet wurde. Dort wird ferner die 1999 be-
gonnene Datensammlung und Koordinierung für das nicht-militärische Krisen-
management erfolgen.

Entgegen früherer Befürchtungen scheint die „Policy Unit" über ausreichende
Informationskanäle zu den nationalen Außenministerien zu verfügen und wird auf-
grund einer 1999 getroffenen Vereinbarung zwischen Generalsekretariat und Kom-
mission automatisch mit der als wertvoll betrachteten Berichterstattung der gegen-
wärtig 128 Delegationen der EU in Drittstaaten und bei internationalen Organisa-
tionen versorgt.43

Die mit dem Amsterdamer Vertrag neu eingeführten Beschlussverfahren der
konstruktiven Enthaltung und der qualifizierten Mehrheitsentscheidung kommen
bisher nicht maßgeblich zum Tragen. Unter deutscher Präsidentschaft gelang es
offenbar einige Male unter Hinweis auf die Möglichkeit von Mehrheitsentschei-
dungen den Diskussionsprozess zu beschleunigen; der finnische Vorsitz im zweiten
Halbjahr 1999 zeigte sich hingegen zögerlich beim Einsatz des Mehrheitsvotums,
auch als bloßes verbales Disziplinierungsinstrument.

Auch das neue Instrument der gemeinsamen Strategie (Art. 13 und 23 EUV)
konnte bisher noch nicht in Richtung beschleunigter Entscheidungsabläufe durch
Folgebeschlüsse mit qualifizierter Mehrheit wirken. Ursächlich hierfür sind mehre-
re Faktoren: Die 1999 nach In-Kraft-Treten des Amsterdamer Vertrages verab-
schiedeten gemeinsamen Strategien - zu Russland44 und zur Ukraine45 - sind in den
GASP-relevanten Teilen in bereits detaillierter Form beschrieben und von den
Staats- und Regierungschefs per Konsens verabschiedet worden, so dass wenig
Spielraum für die Implementation bleibt. Hinzu kommt, dass im Falle der gemein-
samen Strategie gegenüber Russland die Tschetschenienpolitik der Regierung in
Moskau die EU dazu veranlasst hat, ihre gemeinsame Strategie zumindest zu „über-
prüfen",46 nur wenige Monate nachdem sie in Kraft getreten war. Im Falle der
Ukraine liegt es erst in der Verantwortung der portugiesischen Präsidenschaft im
ersten Halbjahr 2000 einen entsprechenden Arbeitsplan für die Implementation der
gemeinsamen Strategie zu erstellen.

Der integrationspolitische Wert der gemeinsamen Strategie scheint gegenwärtig
insbesondere darin zu bestehen, dass die konzeptionell geforderte Gesamtschau in
einem Bereich, in dem die 15 „wichtige gemeinsame Interessen" teilen (Art. 13
Abs. 2 EUV)47 die EU und ihre Mitgliedstaaten zu einem intensiven Miteinander
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zwingt, um dem Anspruch eines einheitlichen, kohärenten und wirksamen Vor-
gehens gerecht zu werden. Zahlreiche GASP-Beteiligte sehen gerade in dem Pfeiler
übergreifenden Ansatz der gemeinsamen Strategie den Mehrwert für ein geschlos-
seneres außenpolitisches Auftreten, wobei der Zwang zu einem abgestimmten Ver-
halten sowohl horizontal zwischen den Verantwortlichen der verschiedenen EU-
Pfeiler wie insbesondere auch vertikal zwischen der EU und den Mitgliedstaaten
gilt und gerade auf diesem Feld der Harmonisierung von europäischer und nationa-
ler Politik, etwa im Falle Russlands, noch einige Hürden zu nehmen sein dürften.

Demgegenüber scheint die Bedeutung der gemeinsamen Strategie als Instrument
die Politik der EU gegenüber einem wichtigen Adressaten im Sinne einer strategi-
schen Partnerschaft geringer veranschlagt zu werden. Dies hat möglicherweise mit
dem Umstand zu tun, dass viele Einzelelemente der gemeinsamen Strategie durch
die frühere Politik der EU - in den beiden jetzt genannten Fällen durch so genann-
te Partnerschafts- und Kooperationsabkommen - bereits vorgezeichnet ist. Ferner
könnte das grundsätzliche Anliegen der EU, mit einer gemeinsamen Strategie eine
umfassende Definition ihrer Beziehungen zu ausgewählten Drittstaaten vorzuneh-
men, dadurch entwertet werden, dass - nicht zuletzt aus Sorge vor möglichen
Umsetzungsbeschlüssen per Mehrheitsentscheid - anstelle der großen strategischen
Leitlinien eine Vielzahl von Einzelmaßnahmen im Sinne einer langen „Ein-
kaufsliste" aneinander gereiht werden, die das zentrale Anliegen der EU verblassen
lassen. Die vom Europäischen Rat im Juni 2000 verabschiedete dritte gemeinsame
Strategie zur Mittelmeerregion48 bestätigt diesen Kurs.
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